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Dipl. Rpfl. (FH), Jçrg Felix, Pr�fungsbeamter bei der Bezirksrevisorin am Landgericht Hannover

Diese Abhandlung befasst sich mit der Verg�tung des berufsm�ßigen
Verfahrenspflegers und des Verfahrensbeistandes. Sie stellt jeweils einen
kurzen �berblick �ber die verschiedenen Verg�tungsvoraussetzungen dar
und l�sst die zu diesem Thema ergangene neueste Rechtsprechung ein-
fließen. Der erste Teil befasst sich mit der Verg�tung des Verfahrenspfle-
gers und geht neben den allgemeinen Voraussetzungen auch auf die Ver-
g�tung der anwaltlichen T�tigkeit des Verfahrenspflegers nach dem
RVG ein. Der zweite Teil behandelt die Verg�tung des Verfahrensbei-
standes. Insbesondere werden die Auswirkungen der Aufgabenkreise so-
wie die Mehrheit von Verfahren und Kindern auf die Hçhe des Ver-
g�tungsanspruchs erl�utert. Dar�ber hinaus wird auch auf die Frage ein-
gegangen, ob der berufsm�ßige Verfahrensbeistand einen Anspruch auf
Ersatz der Dolmetscherkosten geltend machen kann.

A. Die Verg�tung des Verfahrenspflegers

I. Person und Aufgaben des Verfahrenspflegers

Das Gericht hat in Betreuungssachen (§§ 276, 277 FamFG),
Unterbringungssachen (§§ 317, 318 FamFG), Freiheitsentzie-
hungssachen (§ 419 FamFG) und Nachlasssachen im Rahmen
der Nachlasspflegschaft (§ 342 Abs. 1 Nr. 2 FamFG) einen Ver-
fahrenspfleger zu bestellen, wenn dies zur Wahrnehmung der In-
teressen des oder der Betroffenen erforderlich ist. F�r das Verfah-
ren bei einer Nachlasspflegschaft gelten die Vorschriften des All-
gemeinen Teils sowie �ber § 340 FamFG die Vorschriften des
3. Buches. Die sachliche Zust�ndigkeit des Nachlassgerichts an-
stelle des Betreuungsgerichts ergibt sich aus § 1962 BGB, die
çrtliche aus dem ersten Abschnitt des 4. Buches.1

Der Verfahrenspfleger ist nicht gesetzlicher Vertreter des Be-
troffenen, sondern wird mit seiner Bestellung zum eigenst�ndi-
gen Verfahrensbeteiligten mit der Aufgabe, die objektiven Inte-
ressen des Betroffenen im Verfahren zur Geltung zu bringen. Er
kann daher keine Verfahrenshandlungen im Namen des Betrof-
fenen vornehmen und nicht in dessen Namen Rechtsmittel ein-

legen.2 Gleichwohl kann er seine Funktion nur sinnvoll aus-
�ben, wenn er den Kontakt mit dem Betroffenen sucht, um des-
sen Interessenlage, die stets auch subjektiv gepr�gt ist, zu erfor-
schen.3

Eine besondere Form ist f�r die Verfahrenspflegerbestellung
nicht vorgesehen, da es sich um eine verfahrensleitende Maß-
nahme und nicht um eine instanzabschließende Entscheidung
im Sinne des § 38 Abs. 1 FamFG handelt. Im Hinblick auf den
Verg�tungsanspruch des Verfahrenspflegers und der Tatsache,
dass die Bekanntmachung der Bestellungsentscheidung zugleich
den Beginn der verg�tungspflichtigen T�tigkeit festlegt, ist die
Bestellung durch gesonderten Beschluss anzuraten.4

II. Voraussetzungen f�r den Verg�tungsanspruch

F�r die Feststellung der Hçhe des Verg�tungsanspruchs ist
zun�chst zwischen dem Anspruch auf Aufwendungsersatz und
dem Anspruch auf Verg�tung zu unterscheiden.

Der Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen folgt aus § 277
Abs. 1 S. 1 FamFG i. V. m. § 1835 Abs. 1 bis 2 BGB und ist bei
nicht berufsm�ßiger Aus�bung hierauf beschr�nkt. Wird die
Verfahrenspflegschaft hingegen berufsm�ßig gef�hrt, besteht
gem. § 277 Abs. 2 FamFG i. V. m. § 1836 Abs. 1 und 3 BGB
neben dem Anspruch auf Aufwendungsersatz ein Anspruch auf
Verg�tung in entsprechender Anwendung der §§ 1, 2 und 3
Abs. 1 und 2 VBVG.

1 BT-Drucks. 16/6308, S. 283; zur Kritik, ob bei der Pr�fung der
Nachlasspflegerverg�tung, die Bestellung eines Verfahrenspflegers
sachgerecht ist: OLG D�sseldorf v. 01.06.2015, 3 Wx 27/15, juris.

2 Zur Mçglichkeit der Einlegung der Verfassungsbeschwerde:
BVerfG vom 22.05.2013, 1 BvR 372/13, juris.

3 BT-Drucks. 16/6308, S. 265.
4 Keidel/Budde, FamFG, 18. Aufl., § 276 Rn. 22.
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Der Verg�tungsanspruch des Verfahrenspflegers entsteht kraft
Gesetzes unmittelbar mit jeder einzelnen verg�tungspflichtigen
T�tigkeit und nicht erst mit Beendigung seines Amtes.5 Ein vor
Bekanntmachung der Bestellung als Verfahrenspfleger geleisteter
Zeitaufwand ist nicht erstattungsf�hig. Dies gilt auch dann, wenn
der Verfahrenspfleger vor der Bekanntmachung auf Veranlassung
des Gerichts t�tig wurde.6 Der Verg�tungsanspruch wird f�llig,
wenn das Gericht die Verg�tung festsetzt oder der Urkunds-
beamte im Verwaltungsweg anweist (§ 168 Abs. 1 S. 1 Nr. 2,
S. 4 FamFG).

1. Berufsm�ßigkeit

Die Regelung des § 1 Abs. 1 S. 2 VBVG setzt f�r den Regel-
fall mehr als zehn laufende Pflegschaften oder mindestens
20 Wochenstunden erforderlichen Zeitaufwand f�r alle Pfleg-
schaften voraus. Weil reine Berufsverfahrenspfleger eher selten
sein d�rften, sollten dar�ber hinaus auch evtl. gef�hrte Betreu-
ungen oder Vormundschaften ber�cksichtigt werden. Befindet
sich der zu bestellende Verfahrenspfleger noch in der Aufbau-
phase seiner T�tigkeit, gen�gt die begr�ndete Erwartung, dass
ihm in absehbarer Zeit Pflegschaften, Betreuungen oder Vor-
mundschaften in diesem Umfang �bertragen werden.7

Eine berufsm�ßige Aus�bung kann unabh�ngig vom Um-
fang der T�tigkeit als Pfleger auch dann gegeben sein, wenn die
Bestellung im Hinblick auf die vorhandene berufliche (anwalt-
liche) T�tigkeit erfolgt. Wird z. B. ein Rechtsanwalt zum Ver-
fahrenspfleger bestellt, der nicht die Mindestanforderungen des
§ 1 Abs. 1 S. 2 VBVG erf�llt, ist davon abweichend dennoch
von einer berufsm�ßigen F�hrung des Amtes auszugehen, wenn
dem Anwalt die Verfahrenspflegschaft im Hinblick auf seine be-
rufliche Qualifikation �bertragen wurde.8

2. Feststellung der Berufsm�ßigkeit

Voraussetzung f�r den Verg�tungsanspruch nach den Stun-
dens�tzen des VBVG ist die Feststellung der berufsm�ßigen Aus-
f�hrung. Die Feststellung erfolgt nach § 277 Abs. 2 FamFG
i. V. m. § 1836 Abs. 1 S. 2 BGB in der Bestellungsentscheidung
und ist f�r den Verg�tungsanspruch von konstitutiver Wirkung.
Die einmal getroffene Feststellung der berufsm�ßigen Aus�bung,
steht einer r�ckwirkenden Aberkennung der Berufsm�ßigkeit
entgegen.9

Die Feststellung der berufsm�ßigen Aus�bung kann auch
nach der Bestellung erfolgen. Eine solche Entscheidung wirkt
aber nicht auf den Zeitpunkt der Bestellung zur�ck, sondern auf
den Eingangszeitpunkt des Antrages auf Feststellung der Berufs-
m�ßigkeit und ist nur zul�ssig, wenn Sie mit Wirkung f�r die
Zukunft erfolgt.10 Eine r�ckwirkende Feststellung ist auch dann
nicht mçglich, wenn die Feststellung versehentlich unterblieben
ist. Die mit R�ckwirkung versehene Beschlusskorrektur kann
ausschließlich unter den Voraussetzungen der Beschlussberichti-
gung nach § 42 FamFG erfolgen.11

In diesem Zusammenhang muss ebenso beachtet werden,
dass die Bestellung des Verfahrenspflegers eine nicht instanz-
abschließende Zwischenentscheidung darstellt und eine fehlende
Feststellung der berufsm�ßigen Aus�bung nicht mit der Be-
schwerde nach § 58 Abs. 1 FamFG angefochten werden kann.
Insoweit besteht f�r den Verfahrenspfleger lediglich die Mçg-
lichkeit die Amtsaus�bung abzulehnen. Folglich ist auch eine
Beschwerde der Landeskasse gegen die Feststellung der berufs-
m�ßigen Aus�bung ausgeschlossen.12

Wurde die berufsm�ßige Aus�bung durch das Gericht fest-
gestellt, begr�ndet die gerichtliche Feststellung nur in dem je-

weiligen Verfahren einen entsprechenden Verg�tungsanspruch.
Eine pauschale Feststellung, mit Wirkung f�r alle in Zukunft fol-
genden Bestellungen oder Verfahren, ist damit nicht verbunden.
Auch eine durch Dritte (z. B. Betreuungsbehçrde) verliehene
Bezeichnung als Berufspfleger begr�ndet ohne gerichtliche Fest-
stellung keinen Verg�tungsanspruch, so dass der Berufspfleger
die Voraussetzungen f�r die Einordnung dem Gericht darlegen
muss.13 Wird indes ein Mitarbeiter eines Betreuungsvereins als
Verfahrenspfleger bestellt, steht dem Verein auch ohne Feststel-
lung der berufsm�ßigen F�hrung ein Verg�tungsanspruch gem.
§ 277 Abs. 4 S. 1 und 2 FamFG i. V. m. § 7 Abs. 1 S. 2 und
Abs. 3, 1 Abs. 2 VBVG zu.

III. Hçhe des Verg�tungsanspruchs

Die Hçhe der Verg�tung des berufsm�ßigen Verfahrenspfle-
gers bestimmt sich gem. § 277 Abs. 2 S. 2 FamFG nach §§ 1, 2
und 3 Abs. 1 und 2 VBVG. Der Verfahrenspfleger unterliegt so-
mit dem Verg�tungssystem der Berufsvorm�nder, so dass sich
die Verg�tungshçhe nach dem Stundensatz und dem tats�ch-
lichen Zeitaufwand des Verfahrenspflegers bestimmt. Zugleich
ist die Geltendmachung eines hçheren Stundensatzes als
33,50 Euro pro Stunde ausgeschlossen. Die Regelung des § 277
Abs. 2 S. 2 FamFG verweist nur auf § 3 Abs. 1 und 2 VBVG, so
dass seitens des Gesetzgebers dem Gericht bewusst die Mçglich-
keit genommen wurde, dem Verfahrenspfleger nach § 3 Abs. 3
VBVG bei besonderer Schwierigkeit einen hçheren als den in
§ 3 Abs. 1 VBVG vorgesehenen Stundensatz der Verg�tung zu
bewilligen.14

1. Ermittlung des Stundensatzes15

F�r die Hçhe der Stundens�tze ist es unerheblich, ob sich
der Verg�tungsanspruch gegen den Betroffenen oder die Landes-
kasse richtet.16 Die Ermittlung des anzusetzenden Stundensatzes
erfolgt unter Beachtung der beruflichen Qualifikation des Ver-
fahrenspflegers und der in der Ausbildung erworbenen Fach-
kenntnisse, wenn diese f�r die F�hrung der Pflegschaft nutzbar
sind.

Verf�gt der Verfahrenspfleger nicht �ber eine in § 3 Abs. 1
VBVG genannte Ausbildung oder beinhaltet seine vorhandene
berufliche Qualifikation keine f�r die Pflegschaft besonderen
und nutzbaren Kenntnisse, beschr�nkt sich der Verg�tungs-
anspruch gem. § 3 Abs. 1 S. 1 VBVG auf 19 Euro je anzusetzen-
de Stunde. Zu beachten ist, dass § 3 Abs. 1 VBVG an den stan-
dardisierten Ausbildungsgang ankn�pft und somit Lebens- und

5 BGH v. 28.05.2008, XII ZB 53/08, juris = Rpfleger 2008, 568;
Palandt/Gçtz, BGB, 73. Aufl., § 1835, Rn. 18; M�nch-
KommBGB/Wagenitz, 6. Aufl., Anhang zu § 1836e, § 3 VBVG,
Rn. 9.

6 Brandenburgisches OLG v. 10.12.2008, 9 WF 190/08, juris.
7 Schneider/Volpert/Fçlsch/Klos, NK-GK 2014, Teil 9, Rn. 205.
8 OLG Hamm, NJW 2006, 3436; OLG Zweibr�cken

v. 19.11.1999, 3 W 232/99, juris.
9 BayObLG, Rpfleger 2000, 65.

10 BGH v. 08.01.2014, XII ZB 354/13, juris = Rpfleger 2014, 316.
11 BGH v. 30.04.2014, XII ZB 190/13, juris = Rpfleger 2014, 501.
12 BGH v. 15.05.2013, XII ZB 283/12, juris = Rpfleger 2013, 614.
13 Schneider/Volpert/Fçlsch/Klos, NK-GK, Teil 9, Rn. 206.
14 Keidel/Budde, § 277 Rn. 6; vgl. auch BT-Drucks. 15/4874, S. 29.
15 Da f�r die Bemessung des Stundensatzes des Verfahrenspflegers

dieselben Grunds�tze wie f�r den Betreuer gelten, vgl. hierzu die
Ausf�hrungen von: Felix, Rpfleger 2015, 615, 616 m. w. N.

16 juris-PK-BGB/Jaschinski, 7. Aufl., § 3 VBVG Rn. 1.
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Berufserfahrung sowie Fortbildungen bei der Bestimmung des
Stundensatzes keine Ber�cksichtigung finden.17

Bestellt das Gericht einen Verfahrenspfleger, der �ber beson-
dere Kenntnisse verf�gt, die f�r die F�hrung der Verfahrens-
pflegschaft allgemein nutzbar sind und durch eine Ausbildung
i. S. d. § 3 Abs. 1 S. 2 VBVG erworben wurden, wird durch § 3
Abs. 2 VBVG vermutet, dass diese Kenntnisse auch f�r die F�h-
rung der dem Verfahrenspfleger �bertragenen Verfahrenspfleg-
schaft nutzbar sind. Dies ist auch im Verg�tungsfestsetzungsver-
fahren verbindlich. Diese gesetzliche Vermutung wird nur dann
widerlegt, wenn das Gericht bei der Bestellung aus besonderen
Gr�nden etwas anderes bestimmt.18

2. Feststellung des Zeitaufwandes

Die Bemessung der geschuldeten Verg�tung erfolgt aufgrund
der vom Verfahrenspfleger tats�chlich aufgewandten und zur
Gesch�ftsbesorgung objektiv erforderlichen Zeit. Eine Aufrun-
dung f�r jede angebrochene Stunde ist nicht statthaft. 19 Auch
kann der Verfahrenspfleger nur die von ihm selbst geleistete Ar-
beitszeit abrechnen. Kosten f�r von Dritten geleistete Hilfst�tig-
keiten kçnnen nur als Aufwendungen geltend gemacht werden,
wenn diese Aufwendungen individualisierbar und nicht bereits
durch die Verg�tung abgegolten sind.

Steht dem Verfahrenspfleger im Rahmen der Aufgabenstel-
lung ein Ermessensspielraum zu, hat er von mehreren gleichwer-
tigen Alternativen zur ordnungsgem�ßen Wahrnehmung seiner
gesetzlichen Aufgaben allerdings diejenige zu w�hlen, welche
die Parteien bzw. die Allgemeinheit in finanzieller Hinsicht am
wenigsten belastet.20

Die �berpr�fung des Zeitaufwandes erfolgt im Hinblick auf
den tats�chlichen Anfall und dessen Erforderlichkeit. Die Erfor-
derlichkeit des Zeitaufwandes richtet sich danach, was der Ver-
fahrenspfleger im Rahmen des ihm �bertragenen Aufgabenkrei-
ses f�r erforderlich halten durfte und ist nach der Beschr�nkung
der Aufgabenstellung der Verfahrenspflegschaft zu bestimmen.21

Ferner sind die individuellen und nutzbaren Fachkenntnisse des
Verfahrenspflegers und dessen eigenverantwortliche Amtsf�h-
rung zu ber�cksichtigen.22 Diese durchzuf�hrende Plausibilit�ts-
pr�fung hat sich an den Maßst�ben eines sorgf�ltig arbeitenden
und gewissenhaften Verfahrenspflegers zu orientieren23 und be-
schr�nkt sich im Wesentlichen auf die Kontrolle von Verstçßen
gegen Denkgesetze oder auf missbr�uchliche, offensichtlich
�berzogene oder sachlich vçllig ungerechtfertigte Forderun-
gen.24 So ist z. B. der Zeitaufwand f�r die Erstellung der Ver-
g�tungsrechnung f�r die Aufgabenstellung der Verfahrenspfleg-
schaft nicht erforderlich und kann daher nicht abgerechnet wer-
den. Kommt die �berpr�fung zu dem Ergebnis, dass der Verfah-
renspfleger aus Missdeutung der Erforderlichkeit oder aufgrund
Ineffizienz mehr Stunden bençtigte, als f�r die Gesch�ftsbesor-
gung notwendig waren, kommt f�r die �berschießende Zeit eine
Verg�tung nicht in Betracht.

3. Die Pauschale nach § 277 Abs. 3 FamFG

Nach § 277 Abs. 3 FamFG kann das Gericht dem berufs-
m�ßigen Verfahrenspfleger vor Beginn der Verfahrenspflegschaft
anstelle des Aufwendungsersatzes und der Verg�tung einen fes-
ten Geldbetrag zubilligen, wenn die f�r die F�hrung der Pfleg-
schaftsgesch�fte erforderliche Zeit vorhersehbar und ihre Aus-
schçpfung durch den Verfahrenspfleger gew�hrleistet ist.

F�r die Bestimmung des Pauschbetrages ist eine Prognose
bez�glich des zu erwartenden Zeitaufwands erforderlich, die
aufgrund der konkreten Umst�nde des jeweiligen Einzelfalls zu

erfolgen hat. Demgem�ß erscheint eine Pauschalisierung nur in
solchen Verfahrenspflegschaften sinnvoll, die hinsichtlich ihres
Verfahrensablaufs und des notwendigen Zeitaufwandes vielfach
nur geringf�gige Unterschiede aufweisen.25

Die voraussichtlich erforderliche Zeit ist mit den in § 3
Abs. 1 VBVG bestimmten Stundens�tzen zuz�glich einer Auf-
wandspauschale von 3 Euro je veranschlagter Stunde zu ver-
g�ten. Eine eventuell anfallende Umsatzsteuer ist hinzuzurech-
nen.26 In diesen F�llen ist ein konkreter Nachweis des tats�ch-
lichen Zeitaufwandes durch den Verfahrenspfleger nicht mehr
notwendig. Infolge des im Voraus festgesetzten Pauschalbetrages
tr�gt er aber das Risiko eines eintretenden Mehraufwandes.27

4. Ersatz der Aufwendungen

Der Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen folgt aus § 277
Abs. 1 S. 1 FamFG i. V. m. § 1835 Abs. 1 bis 2 BGB. Aufwen-
dungen i. S. d. § 1835 Abs. 1 bis 2 BGB sind freiwillige Ver-
mçgensopfer, die der Verfahrenspfleger zum Zwecke der F�h-
rung der Verfahrenspflegschaft auf sich nimmt oder die sich als
notwendige Folge der �bernahme der Verfahrenspflegschaft er-
geben.28 Aufgrund der Verweisung in § 1835 Abs. 1 S. 1 Hs. 1
BGB gelten die Auftragsbestimmungen nach Grund und Hçhe
entsprechend, so dass nur solche Aufwendungen erstattungsf�hig
sind, die der Verfahrenspfleger „nach den Umst�nden f�r erfor-
derlich halten durfte“ (§ 670 BGB). Folglich findet neben einer
Pr�fung des tats�chlichen Anfalls der Aufwendungen auch eine
Plausibilit�tspr�fung im Hinblick auf deren Erforderlichkeit
statt.29

Die Erforderlichkeit der get�tigten Aufwendungen ist nach
einem subjektiv-objektiven Maßstab zu beurteilen. Als subjekti-
ves Merkmal ist die Situation des Verfahrenspflegers im Zeit-
punkt der Erbringung der Aufwendungen maßgebend. Die Be-
trachtung vom Standpunkt eines nach verst�ndigem Ermessen
Handelnden stellt insoweit das objektive Merkmal dar, so dass es
im Ergebnis darauf ankommt, was der Verfahrenspfleger nach
sorgf�ltiger Pr�fung der ihm bekannten Umst�nde des Falles
vern�nftigerweise aufzuwenden hatte.30

Infolgedessen fehlt es an der notwendigen Erforderlichkeit,
wenn der Verfahrenspfleger �berfl�ssige Aufwendungen t�tigt
oder anderweitige Hilfsmçglichkeiten nicht nutzt, weil er
pflichtwidrig nicht die nçtigen Informationen eingeholt hat
oder das T�tigen der Aufwendung als solches bereits pflichtwid-
rig war.31 Den Verfahrenspfleger trifft somit die Pflicht, die Auf-
wendungen gering zu halten und das Amt wirtschaftlich und

17 BGH v. 18.01.2012, XII ZB 409/10, juris = Rpfleger 2012, 315;
OLG D�sseldorf v. 01.06.2015, 3 Wx 27/15, juris.

18 juris-PK-BGB/Jaschinski, § 3 VBVG Rn. 23, 24.
19 M�nchKommBGB/Wagenitz, Anhang zu § 1836e, § 3 VBVG

Rn. 4.
20 Brandenburgisches OLG v. 09.06.2008, 9 WF 81/08, juris.
21 BVerfG v. 09.03.2004, 1 BvR 455/02, juris.
22 M�nchKommBGB/Wagenitz, Anhang zu § 1836e, § 3 VBVG

Rn. 6; Palandt/Gçtz, BGB, Anh zu § 1836 (VBVG), § 3 Rn. 4.
23 Brandenburgisches OLG v. 09.06.2008, 9 WF 81/08, juris.
24 J�rgens/Kretz, Betreuungsrecht, 5. Aufl., § 168 FamFG, Rn. 16

m. w. N.
25 Schneider/Volpert/Fçlsch/Klos, NK-GK, Teil 9 Rn. 221.
26 Schneider/Volpert/Fçlsch/Klos, NK-GK, Teil 9 Rn. 224.
27 Bahrenfuss/Brosey, FamFG, 2. Aufl., § 277 Rn. 7.
28 Staudinger/Bienwald, BGB, § 1835 Rn. 34.
29 LG Hamburg v. 03.09.2002, 314 T 31/02, juris.
30 M�nchKommBGB/Seiler, § 670 Rn. 9.
31 M�nchKommBGB/Wagenitz, § 1835 Rn. 10.
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sparsam auszu�ben. Die Grenze der Wirtschaftlichkeit findet
sich jedoch in den Amtspflichten.32

Unter Ber�cksichtigung dieser Voraussetzungen sind Auf-
wendungen f�r allgemeine Dienste (z. B. Telefon, Telefax und
Porto) ersatzf�hig, wenn sie sich der Verfahrenspflegschaft kon-
kret zuordnen lassen und vom Verfahrenspfleger aufgeschl�sselt
werden. Hierf�r eingereichte Pauschbetr�ge sind aber nicht er-
stattungsf�hig.

Ebenfalls nicht erstattungsf�hig sind allgemeine Aufwendun-
gen des Verfahrenspflegers (z. B. Miete, B�rokosten, Personal-
kosten). Eine Individualisierung dieser Kosten kann auch nicht
dadurch erreicht werden, indem diese allgemeinen Verwaltungs-
kosten nach einem bestimmten Verteilungsschl�ssel auf die Ver-
fahrenspflegschaft umgelegt werden.33 Dasselbe gilt auch f�r die
Geltendmachung anteiliger Betr�ge an einer durch den Verfah-
renspfleger genutzten Telefon-Flatrate. Hierbei handelt es sich in
der Regel um eine von der tats�chlichen Nutzung unabh�ngige
pauschale Abrechnung des Anbieters gegen�ber dem Nutzer, so
dass eine tats�chliche Individualisierung nicht mçglich ist. Ferner
nicht erstattungsf�hig sind Aufwendungen f�r Fachliteratur und
Einf�hrungs- oder Fortbildungsveranstaltungen, auch wenn sie
der betroffenen Person zugutekommen.34

Die Hçhe der dem Verfahrenspfleger zu ersetzenden Kopier-
kosten ist gesetzlich nicht festgelegt oder auf bestimmte Betr�ge
beschr�nkt. F�r die Geltendmachung von Kopierkosten ist daher
zun�chst maßgebend, in welcher Hçhe diese Aufwendungen
tats�chlich angefallen sind.

Kçnnen diese Kosten durch den Verfahrenspfleger nicht
exakt beziffert werden, sind diese durch das Gericht zu sch�tzen.
Im Rahmen dieser Sch�tzung ist es grunds�tzlich nicht zu bean-
standen, die Kosten f�r die Anfertigung einer Ablichtung mit
0,15 e je Kopie anzusetzen (z. B. der Preis im Copyshop). Ist ein
Rechtsanwalt zum Verfahrenspfleger bestellt worden und hat er
die erforderlichen Kopien auf einem in seinem B�ro vorhande-
nen Kopierger�t hergestellt, kann als Sch�tzgrundlage auf die
Dokumentenpauschale in Nr. 7000 Nr. 1 VV RVG zur�ck-
gegriffen werden.35

F�r den Ersatz von Fahrtkosten verweist § 1835 Abs. 1 S. 1
Hs. 2 BGB auf § 5 JVEG. Hiernach ist dem Verfahrenspfleger,
der ein eigenes oder ihm unentgeltlich zur Nutzung �berlassenes
Fahrzeug gebraucht, grunds�tzlich eine Kilometerpauschale in
Hçhe von 0,30 e zuz�glich eventueller durch die Benutzung des
Fahrzeugs anfallender barer Auslagen (etwa Parkentgelte) zu er-
statten (§ 5 Abs. 2 Nr. 2 JVEG). Bei Nutzung von çffentlichen,
regelm�ßig verkehrenden Befçrderungsmitteln sind die tats�ch-
lich entstandenen Auslagen maßgeblich.

Bei der Abrechnung ist ein angefangener Kilometer stets auf
den vollen Kilometer aufzurunden, da unter dem Begriff „Kilo-
meter“ die Regelungen des JVEG auch jeden angefangenen Ki-
lometer verstehen. Im Rahmen der gerichtlichen Pr�fung darf
dem Verfahrenspfleger nicht nur die k�rzeste Strecke zugebilligt
werden. Es kann auch eine l�ngere Wegstrecke erstattungsf�hig
sein, wenn diese schneller ist. Werden im Rahmen der gericht-
lichen �berpr�fung die angegeben Wegstrecken mittels Rou-
tenplaner �berpr�ft, muss beachtet werden, dass die hierdurch
festgestellte Entfernung keine verbindliche Obergrenze darstellt.
Maßgebend ist allein die genaue Entfernung von der Wohnung
bis zum Geb�ude der Heranziehung bzw. der Aus�bung der
Amtst�tigkeit.36

IV. Festsetzung des Verg�tungsanspruchs

1. Geltendmachung des Anspruchs

Verg�tungsschuldner des Aufwendungsersatzes und der Ver-
g�tung ist die Landeskasse (§ 277 Abs. 5 S. 1 FamFG).37 Die An-
spr�che auf Aufwendungsersatz unterliegen gem. § 277 Abs. 1
FamFG i. V. m. § 1835 Abs. 2 S. 3 BGB und im Hinblick auf die
Verg�tung gem. § 277 Abs. 2 FamFG i. V. m. § 2 S. 1 VBVG
der materiellen Ausschlussfrist von 15 Monaten. Streitig ist aller-
dings, ob die 15-monatige Ausschlussfrist auch f�r die Pauschal-
verg�tung nach § 277 Abs. 3 FamFG gilt, da die Regelung eine
entsprechende Verweisung auf § 2 VBVG vermisst.38

Der Lauf der Ausschlussfrist beginnt nicht erst ab Beendi-
gung des Amtes des Verfahrenspflegers, sondern mit dem Ende
des Tages, an dem die Aufwendungen entstehen bzw. der Ver-
fahrenspfleger die verg�tungspflichtige T�tigkeit ausge�bt hat.39

Mit dem Ablauf der Ausschlussfrist erlischt das Recht von selbst,
da es von vornherein nur in der durch sie bestimmten zeitlichen
Begrenzung begr�ndet ist.40 Der Fristablauf und das damit ein-
hergehende Erlçschen der Forderung sind von Amts wegen zu
ber�cksichtigen. Eine Hinweispflicht auf die Folgen einer Frist-
vers�umnis besteht seitens des Gerichts nicht. Eine Wiederein-
setzung in den vorigen Stand ist bei Fristvers�umung nicht mçg-
lich.41 Ebenfalls steht der Anwendung der Ausschlussfrist auch
nicht der Grundsatz von Treu und Glauben nach § 242 BGB
entgegen, wenn aufgrund der in der Vergangenheit ge�bten Pra-
xis des Gerichts die Festsetzung der Verg�tung ohne Ber�cksich-
tigung der Ausschlussfrist vorgenommen wurde.42

Die fristwahrende Geltendmachung des Anspruchs erfolgt
durch Einreichen eines schl�ssig bezifferten Erstattungsantrags,
wobei eventuelle Belege auch nach Ablauf der Ausschlussfrist
eingereicht werden kçnnen.43 F�r den Verfahrenspfleger emp-
fiehlt es sich daher, den Zeitaufwand genau zu erfassen, die ein-
zelnen Zeiteinheiten mit Stichworten zur geleisteten Arbeit zu
versehen und ebenso bei jeder Zeiteinheit die Aufwendungen
wie Telefon-, oder Fahrtkosten festzuhalten.

Das Gericht kann nach § 2 S. 2 VBVG und § 1835 Abs. 1a
BGB eine abweichende Frist bestimmen. Voraussetzung hierf�r
ist, dass der Verg�tungsanspruch noch nicht erloschen ist.44

Eine Fristverl�ngerung der gesetzlichen Ausschlussfrist setzt
ferner voraus, dass das Gericht dem Verfahrenspfleger einen
Schlusszeitpunkt f�r die Einreichung seines Antrags mitteilt. In-
des kann die bloße Erinnerung an die Nachreichung von T�tig-
keitsnachweisen nicht als Fristverl�ngerung verstanden wer-
den.45

32 Erman/Saar, BGB, 14. Aufl., § 1835 Rn. 2d m. w. N.
33 BGH v. 05.07.2000, XII ZB 58/97, juris = Rpfleger 2001, 25.
34 BGH v. 20.06.2007, XII ZB 220/04, juris; M�nchKommBGB/

Wagenitz, § 1835 Rn. 15.
35 BGH v. 04.12.2013, XII ZB 159/12, juris = Rpfleger 2014, 26.
36 Hagen Schneider, JVEG, 2. Aufl., § 5 Rn. 30 m. w. N.
37 Zur anschließenden Einziehung als gerichtliche Auslagen, siehe

Ausf�hrungen zu Punkt VI.
38 Vgl. die Darstellung in: Pr�tting/Helms Frçschle, FamFG,

3. Aufl., § 277 Rn. 56.
39 Brandenburgisches OLG v. 23.07.2007, 10 WF 164/07, juris.
40 jurisPK-BGB/Jaschinski, 7. Aufl., § 2 VBVG Rn. 8.
41 Pr�tting/Helms/Frçschle, FamFG, § 277 Rn. 20.
42 BGH v. 24.10.2012, IV ZB 13/12, juris; OLG Hamm

v. 24.04.2015, 15 W 455/14, juris.
43 Palandt/Gçtz, BGB, § 1835 Rn. 18.
44 Schles.-Holst. OLG v. 19.01.2006, 2 W 219/05, juris.
45 jurisPK-BGB/Jaschinski, § 2 VBVG Rn. 29.
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2. Festsetzungsverfahren

F�r das Festsetzungsverfahren hat der Verfahrenspfleger nach
§ 277 Abs. 5 S. 2 FamFG die Wahl, ob er seine Anspr�che gem.
§ 168 Abs. 1 S. 1 FamFG mit einem Antrag auf gerichtliche
Festsetzung oder gem. § 168 Abs. 1 S. 4 FamFG mit einem An-
trag auf Zahlbarmachung im Verwaltungsverfahren geltend ma-
chen will.

Wird eine gerichtliche Festsetzung nicht ausdr�cklich bean-
tragt, unterbleibt ein formelles Festsetzungsverfahren und die
Auszahlung der Verg�tung erfolgt durch den Urkundsbeamten
der Gesch�ftsstelle. An diesem Verfahren ist die Landeskasse im
Gegensatz zum fçrmlichen Festsetzungsverfahren nicht zu betei-
ligen. Ist der Verfahrenspfleger mit der Hçhe der ausgezahlten
Verg�tung nicht einverstanden, kann er einen Antrag auf ge-
richtliche Festsetzung stellen. Schließt sich das gerichtliche Fest-
setzungsverfahren an eine Festsetzung und Auszahlung im ver-
einfachten Justizverwaltungsverfahren an, ist das Gericht nicht
an die vorherige Festsetzung gebunden; es kann diese �ber- oder
unterschreiten. Mit der gerichtlichen Entscheidung wird die
Anweisung des Kostenbeamten des Gerichts wirkungslos.

F�r die Festsetzung ist das erstinstanzliche Gericht des jewei-
ligen Verfahrens zust�ndig. Das Festsetzungsverfahren stellt einen
Teil des Ursprungsverfahrens dar, so dass die çrtliche Zust�ndig-
keit dem zugrunde liegenden Verfahren folgt. Wurde der Verfah-
renspfleger erst in der Beschwerdeinstanz bestellt, entscheidet
�ber seine Entsch�digung das Landgericht.46

Wird das Verfahren gem. § 273 FamFG abgegeben, ist f�r
die Festsetzung das Gericht zust�ndig, welches das Verfahren
�bernommen hat.47 Ist zum Abgabezeitpunkt die Verg�tung
noch nicht bzw. fehlerhaft festgesetzt, kann eine Abgabereife
verneint werden.48

Gegen den gerichtlichen Festsetzungsbeschluss findet die
Beschwerde nach §§ 58 ff. FamFG statt, wenn der Wert des Be-
schwerdegegenstandes 600 EUR �bersteigt oder das Gericht des
ersten Rechtszuges die Beschwerde nach § 61 FamFG zul�sst.
Wird der Beschwerdewert nicht erreicht, findet die befristete
Erinnerung nach § 11 Abs. 2 RPflG statt. Hier�ber entscheidet
der Amtsrichter, wenn der Rechtspfleger der Erinnerung zuvor
nicht abgeholfen hat. L�sst der Amtsrichter die Beschwerde
nicht zu, endet das Verfahren mit dessen Sachentscheidung.

V. Die Verg�tung des anwaltlichen Verfahrenspflegers
nach dem RVG

Der Verfahrenspfleger ist ein besonderer Pfleger, der f�r sei-
ne Aufgaben anwaltliche Qualifikationen mitbringen kann, aber
nicht notwendigerweise mitbringen muss. Die Verfahrenspfleg-
schaft ist somit keine anwaltsspezifische oder dem Anwaltsberuf
vorbehaltene T�tigkeit. Er ist ein Vertreter eigener Art und be-
darf keiner besonderen beruflichen Qualifikation oder Ausbil-
dung. Mit der Verfahrenspflegschaft wurde kein eigenes Berufs-
bild geschaffen, so dass es den Gerichten �berlassen ist, geeignete
Personen auszuw�hlen.49 Das Gericht kann also im Hinblick auf
den Zustand oder die Verh�ltnisse des Betroffenen auch eine an-
dere geeignete Person bestellen (z. B. mit besonderen Erfahrun-
gen im Umgang mit psychisch Kranken).50

1. Anspruchsgrundlage

Die Regelung des § 277 Abs. 1 und 2 VBVG enth�lt keinen
Verweis auf § 1835 Abs. 3 BGB, wonach als Aufwendungen
auch solche Dienste des Verfahrenspflegers gelten, die zu seinem
Gewerbe oder seinem Beruf gehçren. In § 1 Abs. 2 S. 1 RVG
wird wiederum klargestellt, dass das RVG nicht f�r eine T�tig-

keit u. a. als Verfahrenspfleger oder Verfahrensbeistand gilt. Ge-
m�ß § 1 Abs. 2 S. 2 RVG bleibt die Regelung des § 1835 Abs. 3
BGB f�r nicht schon in die Amtst�tigkeit fallende Dienste unbe-
r�hrt.51

Der Gesetzgeber stellte urspr�nglich in § 67 Abs. 3 FGG
a. F. (jetzt § 277 FamFG) klar, dass sich die Anspr�che des Ver-
fahrenspflegers auf Aufwendungsersatz und Verg�tung nach den
§§ 1835 ff. BGB bestimmen, wobei die Vorschrift des § 1835
Abs. 3 BGB bewusst nicht in Bezug genommen wurde. Ferner
sollte zus�tzlich durch § 1 Abs. 2 S. 1 BRAGO a. F. (jetzt § 1
Abs. 2 S. 1 RVG) klargestellt werden, dass die BRAGO nicht
gilt, wenn der Rechtsanwalt als Verfahrenspfleger t�tig wird.52

In diesem Zusammenhang sollte § 1 Abs. 2 S. 2 BRAGO a. F.,
der nur noch auf § 1835 Abs. 3 BGB verweist, insoweit klarstel-
len, dass der anwaltliche Verfahrenspfleger nur dann Aufwen-
dungsersatz nach der BRAGO (oder RVG) liquidieren kann,
wenn er f�r die betroffene Person Dienste erbringt, f�r die ein
nichtanwaltlicher Pfleger einen Rechtsanwalt hinzugezogen h�t-
te. Mit diesen Regelungen sollte hervorgehoben werden, dass
die bloße F�hrung einer Verfahrenspflegschaft nicht als Erbrin-
gung anwaltlicher Dienste angesehen werden kann.53 Dies hat
das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom
07.06.2000 best�tigt.54

2. Feststellung der Erforderlichkeit

Der anwaltliche Verfahrenspfleger kann gem. § 1 Abs. 2 S. 2
RVG i. V. m. § 1835 Abs. 3 BGB eine Verg�tung nach dem
RVG beanspruchen, wenn er im Rahmen seiner Bestellung sol-
che T�tigkeiten zu erbringen hat, f�r die ein anderer in ver-
gleichbarer Lage vern�nftigerweise einen Rechtsanwalt heran-
gezogen h�tte und dies eine f�r den Beruf des Rechtsanwalts
spezifische T�tigkeit darstellt. Dies wird in der Regel dann gege-
ben sein, wenn wegen deren Bedeutung und / oder Schwierig-
keit, notwendiger oder zumindest �blicherweise professioneller
Rechtsrat eingeholt werden muss und ein berufsm�ßiger Verfah-
renspfleger ohne Ausbildung zum Volljuristen deshalb berechtig-
terweise einen Rechtsanwalt beiziehen w�rde.55 Unter diesen
Voraussetzungen kann es daher in der Praxis zu schwierigen Ab-
grenzungsfragen kommen. Daher ist es im Sinne der Rechtsklar-
heit geboten, bereits bei der Bestellung eines Rechtsanwalts als
Verfahrenspfleger einen Hinweis darauf zu geben, ob im konkre-
ten Fall davon auszugehen ist, dass rechtsanwaltsspezifische T�-
tigkeiten anfallen werden.56 Die Frage, unter welchen Umst�n-
den ein Verfahrenspfleger im Einzelfall diese Voraussetzungen
erf�llt, obliegt einer wertenden Betrachtung, die im Rechts-
beschwerdeverfahren nur eingeschr�nkt �berpr�fbar ist.

Die Erforderlichkeit anwaltsspezifischer T�tigkeiten kann je-
doch allenfalls dann gerechtfertigt sein, wenn tats�chlich eine
origin�r anwaltliche Dienstleistung vorliegt und die Wahrneh-

46 Pr�tting/Helms/Frçschle, FamFG, § 277 Rn. 71.
47 BayObLG v. 27.11.1996, 3Z AR 89/96, juris = Rpfleger 1997,

215.
48 OLG Stuttgart v. 12.09.2011, 8 AR 12/11, juris = Rpfleger 2012,

147.
49 BVerfG v. 07.06.2000, 1 BvR 23/00, 1 BvR 111/00, juris.
50 BT-Drucks. 11/4528, S. 171.
51 M�nchKommBGB/Wagenitz, § 1835, Rn. 45.
52 BT-Drucks. 13/7158, S. 37.
53 BT-Drucks. 13/7158, S. 41.
54 BVerfG v. 07.06.2000, 1 BvR 23/00, juris.
55 BGH v. 17.11.2010, XII ZB 244/10, juris = Rpfleger 2011, 205.
56 BVerfG v. 07.06.2000, 1 BvR 23/00, juris.
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mung der Regelaufgaben des anwaltlichen Verfahrenspflegers
(z. B. Gespr�che mit dem Betroffenen, die Auswertung von
Gutachten oder die Wahrnehmung von Anhçrungsterminen) ei-
ne Verg�tung seiner beruflichen Qualifikation nach der hçchs-
ten Stufe des § 3 Abs. 1 S. 2 VBVG (33,50 e) nicht rechtfertigen
kann.57 So sind beispielsweise im Rahmen eines �blichen nota-
riellen Grundst�ckskaufvertrages keine berufsspezifischen Diens-
te zu erbringen.58

Wie die Bestellung eines Verfahrenspflegers, ist auch die
Feststellung, dass die Verfahrenspflegschaft anwaltsspezifische T�-
tigkeiten erfordere, nicht mit der Beschwerde anfechtbar.59 Hat
das Gericht bei der Bestellung des Verfahrenspflegers die Fest-
stellung getroffen, dass rechtsanwaltsspezifische T�tigkeiten an-
fallen, ist diese Feststellung f�r das sich anschließende Ver-
g�tungsfestsetzungsverfahren bindend.60 Eine Pr�fung, ob die
Voraussetzungen f�r eine anwaltsspezifische T�tigkeit tats�chlich
vorgelegen haben, findet dann im Verg�tungsfestsetzungsverfah-
ren nicht mehr statt.61 Ist im Bestellungsbeschluss die Feststel-
lung der Erforderlichkeit einer anwaltsspezifischen T�tigkeit
nicht getroffen worden, kann im Verg�tungsfestsetzungsverfah-
ren auf entsprechenden Antrag des Verfahrenspflegers anhand
der konkreten Umst�nde des Einzelfalls gepr�ft werden, ob die-
ser im Rahmen seiner Bestellung solche T�tigkeiten zu erbrin-
gen hatte, f�r die ein juristischer Laie in gleicher Lage vern�nfti-
gerweise einen Rechtsanwalt zuziehen w�rde.62 Wurde seitens
des Gerichts die Feststellung getroffen, dass der Verfahrenspfleger
anwaltsspezifische T�tigkeiten aus�bt oder liegen die Vorausset-
zungen hierf�r vor, steht dem Verfahrenspfleger insoweit ein
Wahlrecht zu. Er kann entweder eine Verg�tung nach § 3 VBVG
geltend machen oder seine T�tigkeit nach dem RVG abrech-
nen.63

3. Bestimmung des Gegenstandswerts

Wird der Rechtsanwalt in einem gerichtlichen Verfahren t�-
tig, bestimmt sich der Gegenstandswert grunds�tzlich nach § 23
Abs. 1 S. 1 RVG. Richten sich in dem betroffenen Verfahren die
Kosten nach dem GKG oder dem FamGKG, sind nach § 23
Abs. 1 S. 2 RVG die Wertvorschriften des jeweiligen Kostenge-
setzes entsprechend anzuwenden, wenn f�r das Verfahren keine
Gerichtsgeb�hr oder eine Festgeb�hr bestimmt ist. Entsprechen-
des gilt f�r T�tigkeiten außerhalb eines gerichtlichen Verfahrens,
wenn der Gegenstand der T�tigkeit auch Gegenstand eines ge-
richtlichen Verfahrens sein kçnnte (§ 23 Abs. 1 S. 3 RVG). Er-
f�llt die Person, f�r die ein Verfahrenspfleger bestellt wurde, die
Voraussetzungen f�r die Gew�hrung von Verfahrenskostenhilfe,
ist die Entsch�digung des anwaltlichen Verfahrenspflegers an-
hand der Gegenstandswerte des § 49 RVG zu bestimmen.64

Wird die Verfahrenskostenhilfe nicht bewilligt, kann der anwalt-
liche Verfahrenspfleger keinen nach dem RVG zu berechnenden
Aufwendungsersatz gegen die Landeskasse geltend machen.65

Ist § 23 Abs. 1 RVG nicht einschl�gig und l�sst sich aus den
weiteren Vorschriften des RVG (§§ 23a–31b) kein Gegenstands-
wert f�r die anwaltliche T�tigkeit herleiten, sind die „anderen
Angelegenheiten“ entsprechend den Bewertungsvorschriften des
GNotKG und den §§ 37, 38, 42–45 sowie 99–102 GNotKG zu
bemessen (§ 23 Abs. 3 RVG). Dies d�rfte f�r eine Vielzahl der
betreuungsgerichtlichen Genehmigungsverfahren (z. B. Aus-
schlagung, Immobilienvertr�ge oder Genehmigungen nach
§ 1907 BGB) innerhalb eines anh�ngigen Betreuungsverfahrens
zutreffen.

Einerseits findet aufgrund der nach Nr. 11101 ff.
KV GNotKG zu erhebenden Jahresgeb�hren die Vorschrift des

§ 23 Abs. 1 S. 1 RVG keine Anwendung, weil f�r Genehmi-
gungsverfahren keine einzelnen Gerichtsgeb�hren erhoben wer-
den. Andererseits d�rfte auch § 23 Abs. 1 S. 2 RVG in vielen
F�llen ausscheiden. Erstreckt sich n�mlich die T�tigkeit des Ver-
fahrenspflegers nur auf die �berpr�fung von Vertr�gen, kann
diese T�tigkeit nicht Gegenstand eines gesonderten Gerichtsver-
fahrens (z. B. Geltendmachung von Anspr�chen) sein.

Wurde der Rechtsanwalt als Verfahrenspfleger z. B. damit
beauftragt, einen Miet- oder Pachtvertrag zu �berpr�fen, ent-
steht hierf�r eine Geb�hr nach Nr. 2300 VV RVG mit einem
Geb�hrenrahmen von 0,5 bis 2,5. Der maßgebliche Gegen-
standswert bestimmt sich dann nach § 23 Abs. 3 RVG i. V. m.
§ 99 GNotKG.66 �berpr�ft der anwaltliche Verfahrenspfleger
einen notariellen Kaufvertrag und erstreckt sich die �berpr�-
fung dar�ber hinaus auf eine im Kaufvertrag enthaltene Belas-
tungsvollmacht, bestimmt sich der Gegenstandswert nach § 23
Abs. 3 RVG i. V. m. §§ 46, 47 GNotKG, wobei die Belastungs-
vollmacht den Gegenstandswert nicht erhçht.67 In Unterbrin-
gungssachen greift die Sonderregelung der Nr. 6300 VV RVG.68

VI. Einziehung der Verg�tung als gerichtliche Auslagen

Nach Nr. 31015 KV GNotKG werden die an den Verfah-
renspfleger gezahlten Betr�ge als gerichtliche Auslagen bei der
betroffenen Person geltend gemacht. Die Betr�ge werden von
dem Betroffenen nur nach Maßgabe des § 1836c BGB erho-
ben.69 Die Verg�tung des Verfahrenspflegers wird als Auslage so-
fort mit deren Auszahlung aus der Landeskasse f�llig, so dass es
sich hierf�r in der Praxis anbietet, diese Auslagen sofort vom Be-
troffenen einzufordern und nicht erst mit der sp�teren Jahres-
rechnung.

B. Die Verg�tung des Verfahrensbeistands

I. Aufgaben und Bestellung des Verfahrensbeistands

Nach § 158 FamFG hat das Gericht dem minderj�hrigen
Kind in Kindschaftssachen (§ 151 FamFG), die seine Person be-
treffen, einen geeigneten Verfahrensbeistand zu bestellen, soweit
dies zur Wahrnehmung seiner Interessen erforderlich ist. Die Be-
stellung des Verfahrensbeistandes hat nur verfahrensrechtliche,
nicht materiell-rechtliche Bedeutung. Als Beteiligter ist er nicht
gesetzlicher Vertreter des Kindes. Der Verfahrensbeistand ersetzt
den fr�her in § 50 FGG vorgesehenen Verfahrenspfleger f�r
minderj�hrige Kinder. Diese Institution wurde eingef�hrt, um
die Interessen der Kinder in einer Weise in das Verfahren ein-
zubringen, die ihrer grundrechtlichen Position hinreichend
Rechnung tr�gt und es bis dahin an einer Person fehlte, die allein
die Interessen des Kindes wahrnimmt. Bei der Rechtsfigur des
Verfahrenspflegers sollte auch auf �hnliche Regelungen f�r das

57 Keidel/Budde, FamFG § 277 Rn. 11 m. w. N.
58 Volpert, NJW 2013, 1659 ff., 1287 ff.
59 BGH v. 15.05.2013, XII ZB 283/12, juris = Rpfleger 2013, 614.
60 BGH v. 25.02.2015, XII ZB 608/13, juris.
61 BGH v. 23.07.2014, XII ZB 111/14, juris = Rpfleger 2014, 671.
62 BGH v. 23.07.2014, XII ZB 111/14, juris = Rpfleger 2014, 671.
63 Keidel/Budde, FamFG, § 277 Rn. 11.
64 BGH v. 20.12.2006, XII ZB 118/03, juris = Rpfleger 2007, 197.
65 Volpert, NJW 2013, 1659 ff., 1287 ff.; OLG Kçln v. 04.05.2009,

16 Wx 17/09, juris, in Anschluss an: BGH v. 20.12.2006, XII ZB
118/03, juris = Rpfleger 2007, 197.

66 BGH v. 25.02.2015, XII ZB 608/13, juris.
67 LG Duisburg v. 11.05.2007, 12 T 52/07, juris.
68 BGH v. 13.06.2012, XII ZB 346/10, juris = Rpfleger 2012, 637.
69 Vgl. hierzu: Felix, Rpfleger 2015, 683 ff.
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Betreuungs- und Unterbringungsverfahren zur�ckgegriffen
werden.70

Die Auswahl des Verfahrensbeistandes steht im pflichtgem�-
ßen Ermessen des Gerichts. Der zu bestellende Beistand muss
zur Interessenwahrnehmung des Kindes persçnlich und fachlich
geeignet sein. Den Besonderheiten des Einzelfalles angepasst,
kçnnen z. B. Sozialarbeiter, Sozialp�dagogen, Kinderpsycholo-
gen oder wenn es schwerpunktm�ßig auf die Sachkunde auf
dem Gebiet des materiellen und des formellen Rechts ankommt,
auch Rechtsanw�lte zum Verfahrensbeistand bestellt werden.71

F�r den Bestellungsakt in Form der Zwischenentscheidung
sieht das Gesetz keine besondere Form vor. Die Bestellung er-
folgt in der Regel durch Beschluss und ist dem Verfahrensbei-
stand und den Verfahrensbeteiligten formlos bekannt zu geben.
Eine r�ckwirkende Bestellung des Verfahrensbeistandes nach
Abschluss des Verfahrens ist auch dann rechtswidrig, wenn damit
ein urspr�nglich vergessener Bestellungsbeschluss nachgeholt
werden soll. Insoweit kann auch nicht von einer „konkluden-
ten“ Bestellung ausgegangen werden.72

Die Bestellungsanordnung soll neben der Benennung des
Verfahrensbeistandes auch Art und Umfang der Beauftragung
beinhalten. Im Hinblick auf die Verg�tung muss bereits bei der
Bestellung festgestellt werden, dass die Verfahrensbeistandschaft
berufsm�ßig gef�hrt wird. Der Verfahrensbeistand ist allerdings
nicht zur �bernahme des Amtes verpflichtet. Wird die �ber-
nahme des Amtes durch den Verfahrensbeistand abgelehnt, muss
das Gericht die Bestellung aufheben und einen neuen Verfah-
rensbeistand bestellen.73

Das Amt des Verfahrensbeistands endet – sofern die Bestel-
lung nicht vorzeitig durch Antragsr�cknahme oder Erreichen
der Vollj�hrigkeit des Kindes beendet wird – mit der Rechtskraft
der das Verfahren abschließenden Entscheidung. Ein Ruhen der
Verfahrensbeistandschaft ist auch dann nicht vorgesehen, wenn
das Verfahren l�ngere Zeit nicht betrieben wird.74 Die Bestel-
lung erstreckt sich indes nicht auf ein sp�ter anschließendes Ver-
fahren vor dem BVerfG, auf das Vollstreckungsverfahren nach
§§ 88 ff. FamFG, ein sp�teres Ab�nderungsverfahren nach
§ 1696 Abs. 1 BGB, auf ein Vermittlungsverfahren nach § 165
FamFG oder das Verg�tungsfestsetzungsverfahren.75

II. Voraussetzung des Verg�tungsanspruchs

1. Anwendungsbereich des § 158 Abs. 7 FamFG

Die Verg�tungsregelung des § 158 Abs. 7 FamFG gilt gem.
§ 174 S. 2 FamFG und § 191 S. 2 FamFG auch f�r die Bestellung
des Verfahrensbeistandes in einer Abstammungs- oder Adop-
tionssache. Nach § 167 Abs. 1 S. 2 FamFG tritt in Unterbrin-
gungssachen, die ein minderj�hriges Kind betreffen (§ 151
Nr. 6, 7 FamFG) anstelle des Verfahrenspflegers der Verfahrens-
beistand, so dass auch in diesen Verfahren ebenfalls § 158 Abs. 7
FamFG Anwendung findet. Im Gegensatz zum anwaltlichen
Verfahrenspfleger, finden beim anwaltlichen Verfahrensbeistand
die verg�tungsrechtlichen Regelungen des RVG keine Anwen-
dung.76

Wie beim Verfahrenspfleger, ist auch bei dem Verfahrensbei-
stand der Verg�tungsanspruch an die berufsm�ßige Aus�bung
des Amtes gekoppelt. �bt der Verfahrensbeistand sein Amt nicht
berufsm�ßig aus oder wurde die Feststellung der berufsm�ßigen
Aus�bung unterlassen, steht ihm nach § 158 Abs. 7 S. 1 i. V. m.
§ 277 Abs. 1 FamFG nur ein Anspruch auf Aufwendungsersatz
zu. Wird die Verfahrensbeistandschaft hingegen berufsm�ßig ge-
f�hrt, erh�lt der Verfahrensbeistand je nach �bertragenem Auf-

gabenkreis entweder eine Pauschalverg�tung in Hçhe von 350 e

oder 550 e. Wird hingegen ein Mitarbeiter eines Betreuungsver-
eins zum berufsm�ßigen Verfahrensbeistand bestellt, steht der
Verg�tungsanspruch entsprechend § 277 Abs. 4 S. 1 FamFG
dem Betreuungsverein zu und nicht dem Mitarbeiter.77

2. Berufsm�ßigkeit

Die Regelung des § 158 Abs. 7 FamFG enth�lt keine eigene
Definition der Berufsm�ßigkeit, noch verweist sie auf die ent-
sprechenden Vorschriften. In der ersten Fassung des § 158 Abs. 7
FamFG sollte sowohl f�r den Aufwendungsersatz als auch f�r die
Verg�tung des Verfahrensbeistands die Regelung des § 277
FamFG entsprechend gelten78, so dass zur Beurteilung der Be-
rufsm�ßigkeit auf diese Norm und deren Verweisungen zur�ck-
gegriffen werden kann. Hiernach d�rfte eine berufsm�ßige Aus-
�bung insbesondere dann vorliegen, wenn mehr als zehn Verfah-
rensbeistandschaften gef�hrt werden oder die f�r die F�hrung
der Verfahrensbeistandschaft erforderliche Zeit voraussichtlich
20 Wochenstunden nicht unterschreitet.

3. Feststellung der Berufsm�ßigkeit

Die mit konstitutiver Wirkung versehene Feststellung der
berufsm�ßigen Amtsaus�bung ist in der Bestellungsentscheidung
zu treffen. Fehlt diese Feststellung, besteht auch kein Anspruch
auf die Pauschalverg�tung. In diesen F�llen erfolgt die Amtsaus-
�bung unentgeltlich und es besteht gem. § 158 Abs. 7 S. 1
i. V. m. § 277 Abs. 1 FamFG nur ein Anspruch auf Ersatz der f�r
die Verfahrensbeistandschaft erforderlichen Aufwendungen.

Die Feststellung der berufsm�ßigen Aus�bung kann auch
nach der Bestellung erfolgen. In diesen F�llen wirkt die Ent-
scheidung aber nicht auf den Zeitpunkt der Bestellung zur�ck,
sondern auf den Eingangszeitpunkt des entsprechenden Antra-
ges.79 Folglich ist auch nur eine Feststellung mit Wirkung f�r
die Zukunft zul�ssig.80 Die Entscheidung �ber die Bestellung
des Verfahrensbeistands als verfahrensleitende Zwischenver-
f�gung, ist nach § 158 Abs. 3 S. 4 FamFG nicht selbstst�ndig an-
fechtbar. Demzufolge ist weder eine Beschwerde der Landeskas-
se noch des Verfahrensbeistands gegen die Feststellung oder Ver-
sagung der berufsm�ßigen Aus�bung mçglich.81

III. Hçhe der Verg�tung

1. Anspruchsentstehung

F�r die Entstehung des Verg�tungsanspruchs gen�gt es, dass
der Verfahrensbeistand mit der Wahrnehmung seiner Aufgaben

70 BT-Drucks. 13/4899, S. 130.
71 BT-Drucks. 13/4899, S. 130.
72 OLG M�nchen v. 19.08.2015, 11 WF 1028/15, juris.
73 Pr�tting/Helms/Hammer, FamFG, § 158 Rn. 34 m. w. N.
74 OLG Dresden v. 10.12.2001, 22 WF 454/01, juris.
75 M�nchKommFamFG/Schuhmann, 2. Aufl., § 158 Rn. 44

m. w. N.
76 Bumiller/Harders/Schwamb/Bumiller/Harders, FamFG, 11. Aufl.,

Rn. 21; Schneider/Volpert/Fçlsch/Schneider, NK-GK, Teil 9
§ 158 FamFG Rn. 3.

77 BGH v. 27.11.2013, XII ZB 682/12, juris = Rpfleger 2014, 195.
78 BT-Drucks. 16/6308, S. 40, 238, vgl. auch Fn. 121.
79 BayObLG v. 01.02.2001, 3Z BR 34/01, juris = Rpfleger 2001,

300.
80 BGH v. 30.04.2014, XII ZB 190/13, juris = Rpfleger 2014, 501;

BGH v. 08.01.2014, XII ZB 354/13, juris = Rpfleger 2014, 316.
81 Schneider/Volpert/Fçlsch/Schneider, NK-GK Teil 9, § 158

FamFG Rn. 6.
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nach § 158 Abs. 4 FamFG begonnen hat und in irgendeiner
Weise im Kindesinteresse t�tig geworden ist. Indes reicht es
nicht aus, dass lediglich die Entgegennahme des Bestellungs-
beschlusses stattgefunden82 oder der Verfahrensbeistand Rechts-
mittel eingelegt hat.83 Infolge der Fallpauschalen ist es jedoch
unerheblich, in welchem Umfang der Verfahrensbeistand t�tig
geworden ist.

Die Wahrnehmung der Aufgaben beginnt mit dem Anlegen
der Akte, der Einsicht in Gerichtsakten, dem (erfolglosen) Ver-
such einer Kontaktaufnahme zu dem Kind oder einem Telefonat
zur Kl�rung des Sachverhalts.84 Im Hinblick auf den erweiterten
Aufgabenkreis nach § 158 Abs. 4 S. 3 FamFG ist Voraussetzung,
dass der Verfahrensbeistand tats�chlich anstelle des Gerichts oder
Jugendamtes T�tigkeiten aufgenommen hat, um eine g�tliche
Einigung herbeizuf�hren.85 Nicht ausreichend ist aber, dass der
Verfahrensbeistand w�hrend des gerichtlichen Anhçrungster-
mins anwesend war bzw. an diesem mitwirkte ohne vorher mit
den Eltern oder dem Jugendamt gesprochen zu haben.86 Die er-
hçhte Fallpauschale f�llt ebenfalls nicht an, wenn der Verfahrens-
beistand einem nach § 156 Abs. 2 FamFG gerichtlich zu bil-
ligenden Vergleich zustimmt, ohne dass dieser unter Beteiligung
des Verfahrensbeistands, sondern nur seitens der Eltern oder mit
Hilfe Dritter, des Gerichts oder des Jugendamtes ausgearbeitet
worden war.87

2. Aufgabenkreise

Der Verfahrensbeistand nimmt die ihm �bertragenen Auf-
gaben selbstst�ndig und eigenverantwortlich wahr und ist we-
der an Weisungen des Gerichts gebunden noch unterliegt er
dessen Aufsicht.88 Gleichfalls ist der Verfahrensbeistand nicht
Gehilfe des Gerichts oder des Jugendamtes und nimmt gegen-
�ber diesen Institutionen auch nicht die Funktion einer Kon-
trollinstanz war.89 Folglich gehçren z. B. die allgemeine Sach-
verhaltsaufkl�rung, die Begutachtung des Kindes oder die
Unterst�tzung des Jugendamtes nicht zu den Aufgaben des
Verfahrensbeistandes.90

Mit der Einf�hrung der Fallpauschalen sollte sich die Hand-
habung des Verg�tungsanspruchs weniger aufw�ndig und unb�-
rokratisch gestalten und sowohl dem Verfahrensbeistand als auch
der Justiz den vormals erheblichen Abrechnungs- und Kontrol-
laufwand ersparen.91

Infolge dessen hat sich in Hinsicht auf die Aufgaben des Ver-
fahrensbeistandes die zuvor im Verg�tungsverfahren notwendige
Erforderlichkeitspr�fung in das Bestellungsverfahren verlagert.
F�r die erweiterte Beauftragung nach § 158 Abs. 4 S. 3 FamFG
bedeutet dies, dass hierf�r nicht nur ein von Amts wegen zu pr�-
fendes Erfordernis bestehen muss, sondern Art und Umfang der
erweiterten Aufgaben auch konkret festgelegt und inhaltlich
nachvollziehbar begr�ndet werden m�ssen.92

Nach § 158 Abs. 4 S. 1 FamFG ist es die origin�re Aufgabe
des Verfahrensbeistandes, das Interesse des Kindes festzustellen
und im gerichtlichen Verfahren zur Geltung zu bringen. Der
Verfahrensbeistand ist nicht nur dazu verpflichtet, das Kind
durch das gerichtliche Verfahren zu begleiten sondern auch die
W�nsche und Vorstellungen des Kindes so authentisch wie
mçglich zu unterbreiten, so dass sowohl der Kindeswille als
auch das Kindeswohl des Kindes festzustellen ist.93 Zur Erf�l-
lung dieser Aufgaben gehçren insbesondere das sorgf�ltige Stu-
dium der Gerichtsakten, das Anlegen einer eigenen Akte, die
Dokumentation aller relevanten Gespr�che und Beobachtun-
gen, Kenntnisnahme aller �ußerungen der anderen Verfahrens-

beteiligten und den gerichtlichen Maßnahmen sowie Anregun-
gen von Maßnahmen zur Beweisaufnahme.94 Die Kindesinte-
ressen werden dann durch eine schriftliche oder m�ndliche
Stellungnahme des Verfahrensbeistands in das Verfahren einge-
bracht.

Neben diesen origin�ren Aufgaben kann das Familiengericht
im Einzelfall dem Verfahrensbeistand nach § 158 Abs. 4 S. 3
FamFG weitere Aufgaben �bertragen.

Zu der erweiterten Aufgaben�bertragung kommt es nur
dann, wenn die Gespr�che mit Eltern und Bezugspersonen nicht
zur Ermittlung der Kindesinteressen erforderlich sind, sondern
dem Zustandekommen einer einvernehmlichen Regelung die-
nen sollen. Diese Gespr�che gehçren wiederum dann zum origi-
n�ren Aufgabenkreis des § 158 Abs. 4 S. 1 FamFG, wenn abh�n-
gig vom Kindesalter und den Umst�nden des konkreten Einzel-
falles auch eine Befassung mit dem Kindesumfeld erforderlich
ist.95 Dies ist immer dann der Fall, wenn das Kind z. B. alters-
bedingt noch nicht in der Lage ist, seine Interessen zu formulie-
ren und dadurch ein Gespr�ch mit den Eltern oder Bezugsper-
sonen notwendig ist.96 Ebenfalls ist die Anordnung des erweiter-
ten Aufgabenkreises nicht erforderlich, wenn die T�tigkeit origi-
n�r anderen Personen oder Institutionen (z. B. Umgangspfleger,
Jugendamt) zugewiesen ist.97

Der Verg�tungsanspruch im Rahmen der (erweiterten)
Aufgaben�bertragung entsteht mit dem ersten T�tigwerden des
Verfahrensbeistands. Besonders in Anbetracht des erweiterten
Aufgabenkreises und den damit entstehenden Kosten, die in
der Regel von den Eltern zu tragen sind, w�re in vielen F�llen
eine gerichtsnahe Beratung vorzuziehen, so dass es bei der Be-
stellung des Verfahrensbeistandes mit dem origin�ren Aufgaben-
kreis verbleiben kçnnte.98 Hierf�r d�rfte auch die Tatsache
sprechen, dass im Jahr 2013 deutschlandweit in 18,6 % der ins-
gesamt 240.388 Verfahren in Kindschafts-, Abstammungs- oder
Adoptionssachen der erweitere Aufgabenkreis angeordnet wur-
de.99

3. Mehrheit von Kindern und Verfahren

Wird der Verfahrensbeistand in einer Kindschaftssache f�r
mehrere Geschwisterkinder bestellt, erh�lt er f�r jedes der von

82 BGH v. 27.11.2013, XII ZB 682/12, juris = Rpfleger 2014, 195.
83 BT-Drs. 16/12717, S. 61.
84 M�nchKommFamFG/Schuhmann, 2. Aufl., § 158 Rn. 49

m. w. N.
85 BGH v. 19.01.2011, XII ZB 400/10, juris.
86 Brandenburgisches OLG v. 14.3.2014, 9 WF 15/11, juris.
87 M�nchKommFamFG/Schuhmann, § 158 Rn. 49.
88 KG Berlin, Beschluss v. 05.04.2012, 17 UF 50/12, juris; Pr�tting/

Helms/Hammer, FamFG, § 158 Rn. 39.
89 OLG Dresden v. 12.02.2003, 22 WF 641/01, juris.
90 BVerfG v. 09.03.2004, 1 BvR 455/02, juris; OLG M�nchen

v. 11.02.2000, 16 WF 1616/99, juris.
91 BT-Drs. 16/9733, S. 294.
92 Pr�tting/Helms/Hammer, FamFG, § 158 Rn. 33, 45.
93 Keidel/Engelhardt, FamFG, § 158 Rn. 19 ff.
94 Vgl. hierzu die umfassende Darstellung in: M�nchKommFamFG/

Schuhmann, § 158 Rn. 26.
95 OLG Dresden v. 06.11.2001, 20 WF 653/01, juris.
96 M�nchKommFamFG/Schuhmann, § 158 Rn. 28.
97 Pr�tting/Helms/Hammer, FamFG, § 158 Rn. 47 m. w. N.
98 Vgl. zur gerichtsnahen Beratung: M�nchKommFamFG/Schuh-

mann, § 158 Rn. 13, 34.
99 Statistisches Bundesamt, Fachserie 10, Reihe 2, 2013, S. 33.
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ihm betreuten Kinder die Fallpauschale.100 Entsprechendes gilt
ggf. auch f�r die erhçhte Fallpauschale.

Ist der Verfahrensbeistand nicht nur f�r das Hauptsachever-
fahren, sondern auch f�r das einstweilige Anordnungsverfahren
bestellt, handelt es sich gem. § 51 Abs. 3 S. 1 FamFG um ein
selbstst�ndiges Verfahren. Dies f�hrt wiederum dazu, dass der
Verfahrensbeistand auch dann f�r beide Verfahren jeweils die
Fallpauschale verlangen kann, wenn diese weitgehend parallel
gef�hrt werden und ihm dadurch keine Mehrarbeit ent-
steht.101 Das Gericht sollte an dieser Stelle im Hinblick auf
die zu erstattenden Kosten sorgf�ltig pr�fen, ob auch im Eil-
verfahren die Bestellung eines Verfahrensbeistandes erforderlich
ist.102

Handelt es sich um ein Ab�nderungsverfahren nach § 166
FamFG, ist der Verfahrensbeistand neu zu bestellen, da dies ein
selbstst�ndiges Verfahren darstellt. Etwas anderes gilt jedoch im
Ab�nderungsverfahren nach § 54 FamFG. Wurde der Verfah-
rensbeistand im einstweiligen Anordnungsverfahren bestellt, be-
zieht sich diese Bestellung auch auf das Ab�nderungsverfahren,
weil dieses lediglich das Verfahren fortsetzt. Dementsprechend
fallen hierf�r auch keine zus�tzlichen Gerichts- oder Rechts-
anwaltsgeb�hren an.103

Mehrere Fallpauschalen entstehen auch in den F�llen, in de-
nen mehrere Verfahrensgegenst�nde innerhalb eines Verfahrens
behandelt werden (z. B. Sorge und Umgang) und der Verfah-
rensbeistand sowohl im Umgangs- als auch im Sorgerechtsver-
fahren bestellt worden ist.104

Erfolgte die Bestellung zwar in mehreren Verfahren, die aber
denselben Verfahrensgegenstand betreffen (z. B. wechselseitige
Antr�ge bzgl. Aufenthaltsbestimmung), kann der Verfahrensbei-
stand die Verg�tung nur einmal beanspruchen, da sich die Be-
stellung sowohl auf das Kind als auch auf den jeweiligen Verfah-
rensgegenstand bezieht.105

4. Rechtsmittelinstanz

Die Bestellung des Verfahrensbeistandes endet gem. § 158
Abs. 6 Nr. 1 FamFG mit der Rechtskraft der das Verfahren ab-
schließenden Entscheidung. Die erstinstanzliche Bestellung des
Verfahrensbeistands wirkt somit im vollen Umfang in der Be-
schwerdeinstanz fort, wenn die Bestellung nicht vom Beschwer-
degericht aufgehoben oder der Aufgabenkreis eingeschr�nkt
wird.106 Wird der Verfahrensbeistand auch in der Rechtsmittel-
instanz zur Unterst�tzung des Kindes t�tig, entsteht die (erhçh-
te) Pauschale erneut. Die Aufgabenwahrnehmung beginnt in
dem Moment, in dem sich der Verfahrensbeistand mit der Be-
schwerdebegr�ndung auseinandersetzt und Kontakt mit den El-
tern oder dem Kind aufnimmt.107

Indes gehçrt die Pr�fung, ob ein Rechtsmittel einzulegen ist,
noch zu den erstinstanzlichen Aufgaben, welche durch die Pau-
schale auch abgegolten sind. Demzufolge entsteht die Pauschale
nicht, wenn die Beendigung des Rechtsmittelverfahrens durch
R�cknahme des Rechtsmittels eintritt.108

5. Abgeltungsbereich

Mit der Fallpauschale sind sowohl die entstandenen Aufwen-
dungen als auch die auf die Verg�tung entfallende Umsatzsteuer
abgegolten, die somit nicht zus�tzlich verg�tet wird. Folglich ist
strikt zwischen dem Anspruch auf Aufwendungsersatz und dem
Anspruch auf Verg�tung zu unterscheiden. Zu den Aufwendun-
gen gehçren neben den Kosten f�r B�romaterial, Telefon und
Internet auch die Fahrtkosten.109 Bei der Einbeziehung der
Fahrtkosten in die Fallpauschale verbleibt es auch dann, wenn

die Fahrtkosten dazu f�hren, dass die Abrechnung nach Fallpau-
schalen keine angemessene Verg�tung f�r den tats�chlich geleis-
teten Aufwand darstellt.110 Des Weiteren lassen die gesetzlichen
Fallpauschalen keine Abrechnung des Verfahrensbeistands nach
Stundenaufwand zu. Etwas anderes gilt auch nicht in Einzelf�l-
len, in denen die Fallpauschalen keine angemessene Verg�tung
f�r den durch den Verfahrensbeistand tats�chlich geleisteten Auf-
wand darstellen.111

6. Abgeltung von Dolmetscherkosten

In Literatur und Rechtsprechung besteht Streit dar�ber, ob
die Auslagen f�r die Hinzuziehung eines Dolmetschers von der
Pauschalverg�tung abgedeckt oder zus�tzlich zu erstatten sind.
In seiner Entscheidung vom 03.04.2014 vertritt das OLG Hamm
die Ansicht, dass auch erhebliche Dolmetscherkosten von den
Fallpauschalen abgegolten sind.112 Indes vertritt das OLG Frank-
furt die Auffassung, dass die Auslagen f�r den Dolmetscher zu
erstatten sind, wenn das Gericht dem Verfahrensbeistand in ei-
nem erg�nzenden Beschluss gestattet, zu den Gespr�chen mit
der Kindesmutter einen Dolmetscher hinzuzuziehen. Dies kom-
me in einem Amtsermittlungsverfahren einer Beauftragung
durch das Gericht selbst gleich.113 Die gegen diesen Beschluss
seitens der Landeskasse eingelegte Rechtsbeschwerde ist durch
Beschluss des BGH vom 15.04.2015 aufgrund der (fehlerhaft)
zugelassenen Rechtsbeschwerde verworfen wurden.114 Dement-
sprechend sind auch keine Aussagen �ber die Problematik ge-
troffen worden.

F�r die Betreuerverg�tung hat der BGH bereits entschieden,
dass die Kosten f�r die Hinzuziehung eines Geb�rdendolmet-
schers f�r die Kommunikation mit einem gehçrlosen Betreuten
mit der Pauschalverg�tung abgegolten sind, weil gem�ß § 4
Abs. 2 S. 1 VBVG mit den Stundens�tzen auch die anl�sslich der
Betreuung entstandenen Aufwendungen abgegolten sind.115

Gleiches ist in § 158 Abs. 7 S. 4 FamFG auch f�r den berufs-
m�ßigen Verfahrensbeistand geregelt.

Insoweit erscheint die Entscheidung des OLG Hamm ent-
gegen der in der Literatur ge�ußerten Kritik sach- und system-
gerecht. So wird z. B. entgegnet, dass auch ein beigeordneter
Rechtsanwalt Anspruch auf Erstattung notwendiger Dolmet-

100 BGH v. 15.09.2010, XII ZB 209/10, juris = Rpfleger 2011, 82;
OLG Celle v. 08.03.2010, 10 UF 44/10, juris.

101 BGH v. 17.11.2010, XII ZB 478/10, juris = Rpfleger 2011,
206.

102 M�nchKommFamFG/Schuhmann, § 158 Rn. 51.
103 Pr�tting/Helms/Hammer, FamFG, § 158 Rn. 52.
104 BGH v. 01.08.2012, XII ZB 456/11, juris = Rpfleger 2012,

689.
105 OLG Naumburg v. 12.09.2014, 8 WF 203/14, juris; OLG Frank-

furt v. 12.12.2013, 1 WF 214/13, juris.
106 OLG M�nchen v. 24.11.2011, 11 WF 2054/11, juris; Pr�tting/

Helms/Hammer, FamFG, § 158 Rn. 52 m. w. N.
107 OLG M�nchen v. 24.11.2011, 11 WF 2054/11, juris.
108 Volpert, JurB�ro 2010, 566 ff.
109 BGH v. 15.09.2010, XII ZB 209/10, juris = Rpfleger 2011, 82.
110 BGH v. 13.11.2013, XII ZB 612/12, juris = Rpfleger 2014,

139.
111 BGH v. 09.10.2013, XII ZB 667/12, juris = Rpfleger 2014, 81.
112 OLG Hamm v. 03.04.2014, 6 WF 241/13, juris = Rpfleger 2014,

597.
113 OLG Frankfurt v. 17.10.2013, 5 WF 249/13, juris = FamRB

2014, 296
114 BGH v. 15.04.2015, XII ZB 624/13, juris.
115 BGH v. 26.03.2014, XII ZB 346/13, juris = Rpfleger 2014, 424.
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scherkosten habe.116 Diese Betrachtungsweise ber�cksichtigt je-
doch nicht, dass strikt zwischen dem Anspruch auf Verg�tung
und dem Anspruch auf Aufwendungsersatz unterschieden werden
muss. Ist die Hinzuziehung eines Dolmetschers im Verh�ltnis
zwischen Anwalt und Mandanten zur sachgem�ßen Durchf�h-
rung des gerichtlichen Verfahrens erforderlich, sind dem Rechts-
anwalt die Dolmetscherkosten als Aufwendungen nach § 46
Abs. 1, 2 RVG zu erstatten.117

Diesbez�glich ist f�r den Rechtsanwalt der Aufwendungs-
ersatz explizit im Gesetz niedergelegt, w�hrend f�r den berufs-
m�ßig t�tigen Betreuer und Verfahrensbeistand die Aufwendun-
gen im Rahmen der Amtsaus�bung kraft Gesetzes von der ge-
w�hrten Pauschalverg�tung abgegolten werden. Folglich ist der
Verg�tungsanspruch des Verfahrensbeistands durch das FamFG
limitiert. Entsprechend darf diese Begrenzung nicht dadurch un-
terlaufen werden, dass mit der vom Gesetzgeber eingef�hrten
Pauschalverg�tung die Unkosten als Aufwendungen geltend ge-
macht werden, was wiederum durch § 4 Abs. 2 S. 1 VBVG und
§ 158 Abs. 7 S. 4 FamFG ausgeschlossen ist.118

IV. Festsetzung und Einziehung der Verg�tung

1. Verg�tungsfestsetzung

Nach § 158 Abs. 7 S. 5 FamFG sind der Aufwendungsersatz
und die Fallpauschalen stets aus der Landeskasse zu zahlen. Hin-
sichtlich der Verg�tungsfestsetzung verweist § 158 Abs. 7 S. 6
FamFG auf § 168 Abs. 1 FamFG. Da insoweit keine Besonder-
heiten bestehen, kann auf die obigen Ausf�hrungen zum Verfah-
renspfleger verwiesen werden.

Im Rahmen der Verg�tungsfestsetzung ist es jedoch fraglich,
ob die Fallpauschalen �hnlich der Verfahrenspflegerverg�tung
der materiellen Ausschlussfrist von 15 Monaten unterliegen. Im
Hinblick auf die Verg�tung verweist § 158 Abs. 7 S. 6 FamFG
nur auf § 168 Abs. 1 FamFG, welcher weder selbst eine Aus-
schlussfrist enth�lt, noch auf eine Norm entsprechenden Inhalts
verweist.

In der ersten Fassung des § 158 Abs. 7 FamFG sollte sowohl
f�r den Aufwendungsersatz als auch f�r die Verg�tung des Ver-
fahrensbeistands die Regelung des § 277 FamFG entsprechend
gelten.119 Erst mit dem Bericht des Rechtsausschusses vom
23.06.2008 und damit kurz vor Verabschiedung des FamFG, ist
die t�tigkeitsbezogene Verg�tung auf die Fallpauschale umge-
stellt und § 158 Abs. 7 FamFG in seiner jetzigen Auffassung auf-
genommen wurden.120 Dies d�rfte verdeutlichen, dass das Feh-
len einer Verweisung auf die entsprechende Ausschlussfrist gera-
de nicht auf einer bewussten gesetzgeberischen Entscheidung
beruht sondern vielmehr eine planwidrige Regelungsl�cke vor-
liegt.121 Demzufolge muss der Verg�tungsanspruch innerhalb
von 15 Monaten ab Beendigung der T�tigkeit bei Gericht gel-
tend gemacht werden.122

2. Einziehung vom Kostenschuldner

Dass die Verg�tung des Verfahrensbeistandes stets aus der
Landeskasse zu zahlen ist, bedeutet allerdings nur, dass seitens
der Verfahrensbeteiligten keine Vorschusspflicht besteht. Bei der
Verg�tung handelt es sich aber um gerichtliche Auslagen, die
neben den Gerichtsgeb�hren vom Kostenschuldner gem�ß
Nr. 2013 KV FamGKG eingezogen werden. Der Einzug der
Verfahrensbeistandsverg�tung ist nur in Hçhe der sich aus § 158
Abs. 7 FamFG ergebenden gesetzlichen Verg�tung bzw. in Hçhe
des Auslagenersatzes zul�ssig. Hierf�r muss die gezahlte Ver-

g�tung f�r solche T�tigkeiten erfolgt sein, die zum gesetzlichen
Aufgabenkreis des Verfahrensbeistands gehçren.

F�r die Bestimmung des Kostenschuldners gelten die
§§ 21 ff. FamGKG. Gem�ß § 21 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 FamGKG
scheidet die Antragstellerhaftung des Minderj�hrigen in Ver-
fahren, die seine Person betreffen, aus. Parallel ergibt sich aus
§ 81 Abs. 3 FamFG, dass einem minderj�hrigen Beteiligten
Kosten in Kindschaftssachen, die seine Person betreffen, nicht
auferlegt werden kçnnen. Diese Regelung umfasst z. B. Ver-
fahren nach §§ 1632 Abs. 4, 1640 Abs. 3, 1666, 1667, 1684
bis 1686 BGB.123 Die Verfahren in Abstammungssachen
(§§ 169 ff. FamFG) werden seit dem 01.01.2013 nicht mehr
von § 81 Abs. 3 FamFG erfasst, so dass es bei erfolglosen Va-
terschaftsfeststellungsantr�gen mçglich sein soll, dem antragstel-
lenden Kind die Kosten aufzuerlegen.124 Bez�glich der An-
tragstellerhaftung ist beim Verfahrensbeistand die Sonderrege-
lung des § 21 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 FamGKG zu beachten, wo-
nach dieser f�r die von ihm selbst gestellten Antr�ge oder ein-
gelegten Rechtsmittel nicht als Antragssteller haftet. Im Hin-
blick auf die Entscheidungsschuldnerhaftung gilt f�r den Ver-
fahrensbeistand die Sonderregelung des § 158 Abs. 8 FamFG,
die aber in Verfahren �ber seine Verg�tung keine Anwendung
findet.125

Haftet der Minderj�hrige f�r die entstandenen Kosten, kann
er f�r die Verg�tung des Verfahrensbeistands nach der Anmer-
kung zu Nr. 2013 KV FamGKG nur dann in Anspruch genom-
men werden, wenn die Voraussetzungen des § 1836c BGB erf�llt
sind. Indes kann sich ein vollj�hriger Kostenschuldner oder ein
anderer Beteiligter nicht auf die begrenzte Inanspruchnahme des
§ 1836c BGB berufen.126

116 Keuter, FamRZ 2014, 1971, 1973.
117 OLG Hamm v. 15.11.2007, 2 WF 239/07, juris.
118 M�nchKommBGB/Wagenitz, § 1835, Rn. 7 m. w. N.
119 BT-Drucks. 16/6308, S. 40, 238.
120 BT-Drucks. 16/9733, S. 75.
121 A. A. OLG Kçln v. 29.10.2014, 21 WF 169/14, juris, In seiner

Entscheidung kommt das OLG zu dem Ergebnis, dass eine analoge
Anwendung des § 277 FamFG ausscheide und damit die Regel-
verj�hrungsfrist des § 195 BGB von drei Jahren Anwendung fin-
den solle, da keine planwidrige Regelungsl�cke vorl�ge. Es sei
nicht ersichtlich, dass die unterschiedliche Behandlung der Verfah-
rensbeistandsverg�tung gegen�ber den Verg�tungsanspr�chen von
Vorm�ndern, Betreuern und Verfahrenspflegern einen vom Gesetz
nicht gewollten Wertungswiderspruch darstellen w�rde. �berdies
ließen die Fallpauschalen die Notwendigkeit der 15-monatigen
Ausschlussfrist neben der regelm�ßigen Verj�hrungsfrist nicht
erkennen. Nach �berzeugung des Verfassers, ist dieser Entschei-
dung nicht beizutreten. Das OLG hat sich offensichtlich weder
mit den Gesetzgebungsmaterialien befasst, noch mit der zuvor
ergangenen Entscheidung des BGH v. 27.11.2013 (s. Fn. 77), der
zwar ein anderer Sachverhalt zugrunde lag, aber § 277 FamFG aus-
dr�cklich f�r anwendbar erkl�rt wurde.

122 OLG Zweibr�cken v. 16.03.2015, 6 WF 15/15, juris.
123 Vgl. mit weiteren Beispielen: Keidel/Zimmermann, FamFG, § 81

Rn. 66.
124 BT-Drucks. 17/10490, S. 19.
125 OLG Celle v. 07.08.2012, 10 UF 158/12, juris.
126 Schneider/Volpert/Fçlsch/Schneider, NK-GK, KV FamGKG
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